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Der Untergang der Gerechtigkeit: Ein
Blick auf Frankreichs Justizsystem
Ein Artikel über François Mitterrands umstrittene

Vergangenheit als Garde des Sceaux und die heutigen
Herausforderungen der französischen Justiz.

In den letzten Jahrzehnten hat sich die Wahrnehmung der Justiz
in Frankreich stark verändert. Früher galt die Justiz als eine
respektierte und wohl geordnete Institution. Doch seit den
1970er Jahren, insbesondere nach dem Amtsantritt von François
Mitterrand, wird sie zunehmend als ineffizient und versagen
wahrgenommen. Der Niedergang der Justiz wird oft mit der
„Harangue“ des Richters Oswald Baudot verbunden, die vor
mehr als 40 Jahren den Anfang vom Ende einer gerechten und
verlässlichen Rechtsprechung einläutete.

Die verdienstvolle Institution, die einst das Rückgrat der
französischen Gesellschaft bildete, scheint immer mehr wie ein
gestrandeter Dampfer. Verschiedene Faktoren, darunter
politische Entscheidungen und gesellschaftliche Entwicklungen,
haben zu dieser Situation beigetragen. Die Diskussion über die
Todesstrafe, die Mitterrand in seinen früheren Jahren als Minister
für Gerechtigkeit ohne Zögern befürwortete, steht
stellvertretend für den Widerspruch zwischen früheren
Überzeugungen und der aktuellen Realität. Mitterrand ließ
zwischen 1956 und 1957 während seiner Amtszeit als Garde des
Sceaux exakt 222 Terroristen des FLN hinrichten, ein Umstand,
den viele als unvereinbar mit seiner späteren Haltung zur
Abschaffung der Todesstrafe ansehen.

Die aktuelle Realität der Justiz



In der gegenwärtigen Debatte über die französische Justiz
stehen nicht nur alte Entscheidungen im Fokus, sondern auch
die immer weiter anwachsende Liste von Verbrechen und
Aggressionen. Schockierende Statistiken besagen, dass in
Frankreich täglich rund 120 Angriffe mit einer Klinge verübt
werden. Ein alarmierender Trend, der weitreichende Fragen über
die Sicherheit und Effizienz des Rechtssystems aufwirft. Diese
Zahl verdeutlicht die Herausforderungen, vor denen die Justiz
und die Strafverfolgungsbehörden stehen.

Hinzu kommt, dass das Vertrauen vieler Bürger in die Justiz
erschüttert ist. Die Wahrnehmung von Laxheit und Unfähigkeit,
die gefährlichsten Verbrecher zu bestrafen, schürt die
Unzufriedenheit. Immer wieder gibt es Berichte über aggressive
Kriminalität, und es wird befürchtet, dass die Justiz nicht in der
Lage ist, Opfer ausreichend zu schützen. Der Fall von Yannick
Alléno, dessen Sohn von einem betrunkenen Fahrer getötet
wurde, illustriert diese Problematik eindrucksvoll. Sein
leidenschaftliches Plädoyer für striktere Gesetze zur Ahndung
von Verkehrstötungen spiegelt die ernsten Anliegen wider, die
viele Bürger plagen.

Das Vertrauen in die Justiz wird zusätzlich durch Meldungen über
Freisprüche und ungerechtfertigte Freilassungen erschüttert. Ein
Beispiel ist ein Obdachloser, der wegen antisemitischer
Übergriffe vor Gericht stand und dessen Freilassung große
Besorgnis auslöste. Solche Fälle tragen zur Überzeugung bei,
dass die Justiz versagt – nicht zuletzt in den Augen der Presse
und der Öffentlichkeit, die sich nach Sicherheit und einer klaren
Rechtslage sehnen.

Der Grat zwischen Gerechtigkeit und
Versagen

Die aktuellen Entwicklungen fordern die Frage nach der
Funktionalität des Justizsystems in Frankreich heraus. Es gibt
einen klaren Bruch zwischen der Vorstellung einer starken und



schützenden Justiz und der Realität der letzten Jahrzehnte. Die
Gründe sind vielfältig; von gesellschaftlichen Veränderungen
über die Erziehung der jüngeren Generationen bis hin zu einer
oft als zu nachsichtig wahrgenommenen Rechtsprechung. Der
Wandel der Werte und Normen scheinen nicht nur die Täter,
sondern auch das Potenzial der Justiz selbst zu beeinflussen.

Es bleibt abzuwarten, wohin sich dieser gestrandete „Paquebot“
der Justiz bewegen wird. Der Appell an die Verantwortlichen, die
Strukturen der Justiz zu reformieren und das Vertrauen der
Bürger zurückzugewinnen, wird lauter und dringlicher. Die
Herausforderungen sind enorm, und der Weg zur
Wiederherstellung des Ansehens der Justiz könnte lang und
steinig sein.

Jacques Martinez, ein langjähriger Journalist, beschreibt treffend
die sentimentale Trauer über den Niedergang der Justiz: „Ne
m’appelez plus jamais ‘France’.“ Eine provokante Feststellung,
die den Zustand der französischen Justiz zusammenfasst und
eine dringende Aufforderung ist, sich den Herausforderungen zu
stellen und notwendige Veränderungen einzuleiten.

Die aktuelle Justizlage in Frankreich

In den letzten Jahren hat das französische Justizsystem die
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf sich gezogen,
insbesondere im Hinblick auf seine Reaktionen auf
Gewaltkriminalität und gesellschaftliche Herausforderungen.
Statistiken zeigen, dass die Gewaltverbrechen in Frankreich,
insbesondere nach den Terroranschlägen von 2012, stark
zugenommen haben. Laut dem französischen Innenministerium
gab es im Jahr 2022 mehr als 1.100 Terroranschläge oder
-versuche, die zu zahlreichen Todesfällen führten. Die
Sicherstellung von Gerechtigkeit und Sicherheit hat sich als eine
große Herausforderung erwiesen, die die Ressourcen der Justiz
und der Polizei enorm strapaziert.

Ein weiterer Aspekt ist die Überlastung der Gerichte, die oft zu



Verzögerungen bei der Bearbeitung von Fällen führt. Die
nationale Justizbehörde berichtet von einem Anstieg der
anhängigen Verfahren um 6,8% seit 2021. Diese Überlastung
beeinträchtigt nicht nur die Effizienz, sondern auch das
Vertrauen der Bürger in die Fähigkeit des Systems,
angemessene Gerechtigkeit zu gewährleisten.

Kritik und Reformansätze

Die Kritik am französischen Justizsystem ist nicht neu und wird
zunehmend lauter. Viele Juristen und Bürger fordern
umfassende Reformen, um die Effizienz und Fairness des
Systems zu verbessern. Eine häufig geäußerte Meinung besagt,
dass Richterleistungen zu unberechenbar sind und dass das
System in seiner aktuellen Form nicht in der Lage ist, auf die
Herausforderungen unserer Zeit angemessen zu reagieren. Der
französische Anwalt und ehemalige Minister der Justiz, Éric
Dupond-Moretti, hat wiederholt betont, dass eine Reform
notwendig sei, um ein Gleichgewicht zwischen Gerechtigkeit und
öffentlicher Sicherheit zu finden.

Obwohl die Regierung Reformen angestoßen hat, sind viele der
Meinung, dass diese nicht weit genug gehen. Ein Beispiel ist die
Diskussion über die Einführung strengerer Gesetze gegen
Gewaltverbrechen und die Verbesserung des Opferschutzes. So
gab es im Jahr 2023 Vorschläge zur Verbesserung der
Unterstützung für Gewaltopfer und zur Schaffung spezialisierter
Gerichte, die sich ausschließlich mit den Belangen von Opfern
von Gewalt und sexuellem Missbrauch befassen.

Die Herausforderungen und Probleme des Systems
verdeutlichen, dass es erforderliche Maßnahmen zur
Wiederherstellung des Vertrauens in die Justiz braucht. Die
Öffentlichkeit erhofft sich von der Regierung, dass sie in den
kommenden Jahren entschlossene Schritte unternimmt, um die
Justiz zu reformieren und gleichzeitig die Bürgerrechte zu
wahren. Die kommenden Wahlen könnten einen entscheidenden
Einfluss auf die Richtung der Justizpolitik in Frankreich haben.
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